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Gemeinde Traboch
421. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 169 Zillertal Straße im Bereich der

Marktgemeinde Mayrhofen
422. Kundmachung: Aufhebung des § 9 b des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 1984

durch den Verfassungsgerichtshof

416. Verordnung des Bundeskanzlers über
die Pauschalierung der Aufwandersätze im

Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof
Auf Grund des § 48 Abs. l bis 3, des § 49

Abs. l, 2 und 4, des § 54 Abs. 2, des § 55 Abs. l
und des § 56 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes
1985, BGBl. Nr. 10, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 330/1990, wird im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des National-
rates verordnet:

Artikel I

Die Höhe der nach den §§ 48, 54 Abs. l Z l, 55
Abs. l und 56 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes
1985 als Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbe-
träge wird wie folgt festgestellt:

A. Zu § 48 Abs. l Z 2 und 4, § 55
Abs. l und § 56 des Verwaltungs-
gerichtshofgesetzes 1985:
l Ersatz des Aufwandes, der für

den Beschwerdeführer als obsie-
gende Partei mit der Einbringung
der Beschwerde verbunden war
(Schriftsatzaufwand).................... 12 500 S
In Fällen einer Säumnisbeschwer-
de, sofern die Voraussetzungen
nach § 55 Abs. l zweiter Satz
des Verwaltungsgerichtshofgeset-
zes 1985 zutreffen, jedoch nur... 6 250 S

2. Ersatz des sonstigen Aufwandes,
der für den Beschwerdeführer als

4

obsiegende Partei mit der Wahr-
nehmung seiner Parteirechte in
Verhandlungen vor dem Verwal-
tungsgerichtshof verbunden war
(Verhandlungsaufwand)............... 15 600 S

3. Ersatz des Schriftsatzaufwandes
in Fällen der Klaglosstellung,
sofern die Voraussetzungen
nach § 56 zweiter Satz des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes
1985 zutreffen.............................. 9 340 S

B. Zu § 48 Abs. 2 Z l, 2 und 4 des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes
1985
4. Ersatz des Aufwandes, der für

die belangte Behörde als obsie-
gende Partei mit der Vorlage
ihrer Akten an den Verwaltungs-
gerichtshof verbunden war (Vor-
lageaufwand) ................................ 565 S

5. Ersatz des Aufwandes, der für
die belangte Behörde als obsie-
gende Partei mit der Einbringung
der Gegenschrift verbunden war
(Schriftsatzaufwand) .................... 4 000 S

6. Ersatz des sonstigen Aufwandes,
der für die belangte Behörde als
obsiegende Partei mit der Wahr-
nehmung ihrer Parteirechte in
Verhandlungen vor dem Verwal-
tungsgerichtshof verbunden war
(Verhandlungsaufwand)............... 5 200 S
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C. Zu § 48 Abs. 3 Z 2 und 4 des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes
1985
7 Ersatz des Aufwandes, der für

einen Mitbeteiligten als obsiegen-
de Partei mit der Einbringung
einer schriftlichen Äußerung zur
Beschwerde verbunden war
(Schriftsatzaufwand) .................... 12 500 S

8. Ersatz des sonstigen Aufwandes,
der für einen Mitbeteiligten als
obsiegende Partei mit der Wahr-
nehmung seiner Parteirechte in
Verhandlungen vor dem Verwal-
tungsgerichtshof verbunden war
(Verhandlungsaufwand)............... 15 600 S

D. Zu § 54 Abs. l Z 1 des Verwal-
tungsgerichtshofgesetzes 1985
9 Ersatz des Aufwandes, der für

die Partei in den Fällen des § 54
Abs. l Z l des Verwaltungsge-
richtshofgesetzes 1985 mit dem
Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens verbunden war
(Schriftsatzaufwand) .................... 6 250 S

Artikel II

Die obsiegende Partei hat zur Deckung der mit
dem Aufwand am Sitz des Verwaltungsgerichts-
hofes notwendig verbundenen Mehrkosten für
Verpflegung und Unterkunft (Aufenthaltskosten)
Anspruch auf ein Verpflegskostenpauschale, dessen
Höhe für je 24 Stunden einheitlich mit 280 S und
auf ein Nächtigungspauschale, dessen Höhe
einheitlich mit 470 S festgesetzt wird. Übersteigt
die Dauer des Aufenthaltes am Sitz des Verwal-
tungsgerichtshofes einschließlich der Dauer der
Reise nicht einen Zeitraum von acht Stunden, so
besteht der Anspruch auf das Verpflegungskosten-
pauschale nur in halber Höhe. Beträgt die
Aufenthaltsdauer einschließlich der Dauer der
Reise weniger als fünf Stunden, so besteht kein
Anspruch auf Zuerkennung eines Verpflegskosten-
pauschales.

Artikel III

(1) Die Verordnung des Bundeskanzlers über die
Pauschalierung der Aufwandersätze im Verfahren
vor dem Verwaltungsgerichtshof, BGBl. Nr. 104/
1991, tritt außer Kraft.

(2) In den beim Verwaltungsgerichtshof anhän-
gigen Verfahren, in denen bis zum Inkrafttreten
dieser Verordnung noch keine Entscheidung gefällt
worden ist, sind die Kosten nach den sich aus der
Verordnung ergebenden Pauschbeträgen zu
berechnen.

Vranitzky

417 Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz
über mit Lebensmitteln verwechselbare Ge-

brauchsgegenstände
Auf Grund des § 29 des Lebensmittelgesetzes

1975, BGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 756/1992, wird verord-
net:

§ 1. Es ist verboten, Gebrauchsgegenstände
gemäß § 6 LMG 1975, die mit Lebensmitteln
verwechselt werden können und dadurch geeignet
sind, die Gesundheit der Verbraucher zu gefährden
oder zu schädigen, in Verkehr zu bringen.

§ 2. Die Verwechselbarkeit der Erzeugnisse ist
auf Grund ihrer Form, ihres Geruchs, ihrer Farbe,
ihres Aussehens, ihrer Aufmachung, ihrer Kenn-
zeichnung, ihres Volumens oder ihrer Größe zu
beurteilen. Dabei ist auf den bestimmungsgemäßen
oder vorauszusehenden Gebrauch durch die Ver-
braucher, insbesondere durch Kinder, Bedacht zu
nehmen.

§ 3. Die Gesundheitsschädlichkeit ist dann
gegeben, wenn diese Erzeugnisse infolge ihrer
Verwechselbarkeit mit Lebensmitteln zum Mund
geführt, gelutscht oder geschluckt werden und dies
mit Risiken wie der Gefahr des Erstickens, der
Vergiftung, der Perforation oder des Verschlusses
des Verdauungskanals verbunden ist.

Krammer

418. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz
über sonstige mit Lebensmitteln verwechsel-

bare Produkte
Auf Grund des § 5 des Produktsicherheitsge-

setzes, BGBl. Nr. 171/1983, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 617/1983,
wird verordnet:

§ 1. Produkte (§ 3 des Produktsicherheitsgeset-
zes), die nicht Gebrauchsgegenstände gemäß § 6
LMG 1975 sind, die auf Grund ihrer Form, ihres
Geruchs, ihrer Farbe, ihres Aussehens, ihrer
Aufmachung, ihrer Kennzeichnung, ihres Volu-
mens oder ihrer Größe mit Lebensmitteln (§ 2
LMG 1975) verwechselt werden können und
dadurch geeignet sind, die Gesundheit der Ver-
braucher zu gefährden oder zu schädigen, sind
gefährliche Produkte gemäß § 4 Abs. l des
Produktsicherheitsgesetzes und dürfen nicht ver-
kauft oder sonst überlassen werden.

§ 2. Bei der Beurteilung der Verwechselbarkeit
ist auf den bestimmungsgemäßen oder voraus-
zusehenden Gebrauch durch die Verbraucher,
insbesondere Kinder, Bedacht zu nehmen.
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§ 3. Eine Gefährlichkeit ist dann gegeben, wenn
diese Produkte infolge ihrer Verwechselbarkeit mit
Lebensmitteln zum Mund geführt, gelutscht oder
geschluckt werden und dies mit Risiken des Erstik-
kens, der Vergiftung, der Perforation, des Ver-
schlusses des Verdauungskanals oder einer son-
stigen Verletzung verbunden ist.

Krammer

419. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 57
Güssinger Straße im Bereich der Gemeinde

Pertlstein
Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-

setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verord-
net:

•Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 57
Güssinger Straße wird im Bereich der Gemeinde
Pertlstein wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 68,50, umfährt Pertlstein im Norden und
bindet bei km 70,87 wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu her-
zustellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Pertlstein aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. BO-57-04 im Maßstab
l 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

420. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 115
Eisen Straße im Bereich der Gemeinde

Traboch
Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-

setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 115
Eisen Straße wird im Bereich der Gemeinde
Traboch wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 141,65, umfährt Traboch im Osten teilweise in
eingedeckter Tieflage und endet bei km 142,721 an
der B 113 Schoberpaß Straße.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzu-
stellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Traboch aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. BÖ-115-70 im Maßstab
1:2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

421. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 169
Zillertal Straße im Bereich der Markt-

gemeinde Mayrhofen
Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-

setzes 1.971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 169
Zillertal Straße wird im Bereich der Markt-
gemeinde Mayrhofen wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 37,39 und bindet bei km 37,575 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu her-
zustellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium. für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Tiroler Landesregierung sowie bei
der Marktgemeinde Mayrhofen aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. 503-10 im Maßstab
l : l 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

422. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung des § 9 b des Bundesgesetzes
gegen den unlauteren Wettbewerb 1984 durch

den Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 5, 6 und 7 B-VG und

gemäß § 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 5. März 1994, G 67/93-17, G 81/93-18,
G 82/93-18, G 89/93-16, G 90/93-18, G 110/93-
16, G 131/93-16, G 138/93-16, G 244/93-15, dem
Bundeskanzler zugestellt am 28. April 1994, § 9 b
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des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb 1984, BGBl. Nr. 448, in der Fassung des
Art. I Z l des Wettbewerbs-Deregulierungsgesetzes
BGBl. Nr. 147/1992 als verfassungswidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1994 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

(4) Die aufgehobene Bestimmung ist in den beim
Obersten Gerichtshof zu 4 Ob 96/93 anhängigen
Rechtssachen nicht mehr anzuwenden.

Vranitzky

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


